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6	 Öffentliche Bauten und 		
	 Anlagen
6.1	 Gesamtstrategie
6.1.1	 Ziele
a) Impulse für die Raumentwicklung setzen
Die Versorgung mit öffentlichen Einrichtungen in den Bereichen Bildung und Forschung, Ge-
sundheit, Kultur, Sport, Messe und Kongresswesen sowie weitere öffentliche Dienstleistungen 
wie z.B. Verwaltung und Gerichte, leistet einen wichtigen Beitrag für die gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Prosperität und damit zur Standortqualität des Kantons Zürich. Zudem werden 
mit der Planung und Realisierung entsprechender Bauten und Anlagen wesentliche Impulse 
für die Entwicklung von Siedlungsstruktur und -qualität gesetzt. Die Planung solcher Vorhaben 
hat sich deshalb an den Grundsätzen der erwünschten räumlichen Entwicklung zu orientieren 
(vgl. Pt. 1). Öffentliche Bauten und Anlagen sind gezielt in den Zentrumsgebieten von kanto-
naler Bedeutung (vgl. Pt. 2.3) und in den Regionalzentren anzusiedeln. Die Koordination mit 
kantonal bedeutenden Infrastrukturen des Verkehrs (vgl. Pt. 4) sowie der Ver- und Entsorgung 
(vgl. Pt. 5) ist sicherzustellen.

b) Durch fachübergreifende Gebietsplanungen koordinieren
Für Gebiete mit besonderem städtebaulichen Potenzial, grossem Koordinations- und Hand-
lungsbedarf und einer hohen Dichte an öffentlichen Bauten und Anlagen von kantonalem 
Interesse, sind fachübergreifende Gebietsplanungen (z.B. im Sinne eines Masterplans) zu 
erarbeiten (vgl. Abb. 6.1). Damit sollen Synergien genutzt und die partnerschaftliche Zusam
menarbeit gefördert werden.

Für jede Gebietsplanung sind ein geeignetes Verfahren und der zu betrachtende Perimeter 
festzulegen. Dabei ist der sachgerechte Einbezug der Planungsträger aller Stufen sowie mass-
geblicher Akteure wie Infrastrukturträger, Grundeigentümer- und Investorenschaft sicherzu-
stellen. Die gesetzlich geregelten Zuständigkeiten von Bund, Kanton, Regionen und Gemein
den bleiben dabei gewahrt. Im Rahmen solcher Gebietsplanungen sind folgende Aspekte 
aufzuzeigen:
• Flächenbedarf aller Beteiligten
• erforderliche Massnahmen zur Verkehrsbewältigung
• gestalterische Aufwertung des Gebiets
• Struktur der Bebauung, erforderliche Massnahmen zur Gewährleistung der 		

Freiraumversorgung und die Beachtung lokalklimatischer Aspekte (vgl. Pt. 2.1.1 d)
• weitere Umsetzungsschritte

Die Ausarbeitung von Gebietsplanungen stützt sich auf fachspezifische Grundlagen im Sinne 
von Art. 2 der Raumplanungsverordnung (RPV).

6.1.2	 Karteneinträge
Neubauten, Erweiterungen, Standortverlegungen, Standortaufhebungen, Umnutzungen und 
Standortevaluationen in den Bereichen Bildung und Forschung, Gesundheit, Kultur, Sport, 
Messe und Kongresswesen sowie weitere öffentliche Dienstleistungen (vgl. Pte. 6.3–6.6) wer-
den in Richtplantext und -karte als Vorhaben bezeichnet, sofern sie von kantonaler Bedeutung 
sind, erhebliche Auswirkungen auf die räumliche Ordnung und die Umwelt haben oder Abstim-
mungsbedarf mit weiteren Festlegungen des kantonalen Richtplans besteht. Die Festlegung 
eines Vorhabens im kantonalen Richtplan erfolgt unabhängig von den Eigentumsverhältnissen 
(vgl. § 60 Abs. 1 PBG) und ist eine Voraussetzung für dessen Realisierung.

Mit den Festlegungen werden die langfristig notwendigen Handlungsspielräume gesichert und 
die Voraussetzungen für den Landerwerb mittels Werkplan (vgl. §114 ff. PBG) geschaffen. 
Der Kanton setzt Gestaltungspläne für Bauten und Anlagen fest (vgl. § 84 Abs. 2 PBG), die 
im kantonalen oder in den regionalen Richtplänen enthalten sind. Diese Kompetenz kann im 
Einzelfall an die Standortgemeinde abgetreten werden, wenn die kantonale Aufgabenerfüllung 
dadurch nicht in Frage gestellt wird.

Öffentliche Einrichtungen 

Synergien nutzen

Vorhaben von kantonaler
Bedeutung

Anforderungen an 		
Gebietsplanungen
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Die Priorisierung der Vorhaben erfolgt über die Angabe des Realisierungshorizontes: Kurzfris-
tige Vorhaben sollen innert 10 Jahren, mittelfristige innert 10–20 Jahren und langfristige innert 
20–30 oder mehr Jahren realisiert werden. 

Für Gebiete, in denen eine Gebietsplanung erforderlich ist, werden in der Richtplankarte Peri-
meter festgelegt. Innerhalb eines Perimeters besteht bei vorliegender Gebietsplanung ein An-
ordnungsspielraum bezüglich der konkreten räumlichen Ausgestaltung der Vorhaben. Soweit 
Eckwerte der ausgearbeiteten Gebietsplanung im Richtplantext festgelegt werden (vgl. Pt. 
6.2), erübrigt sich die Festlegung der einzelnen Vorhaben (vgl. Pte. 6.3–6.6). Sofern vor dem 
Vorliegen von ausgearbeiteten Gebietsplanungen einzelne Vorhaben (vgl. Pt. 6.1.2) innerhalb 
von Gebietsplanungsperimetern realisiert werden sollen, sind diese in Absprache mit den be-
troffenen Stellen zu planen.

Bestehende öffentliche Bauten und Anlagen werden in der Richtplankarte dargestellt, sofern 
sie nicht innerhalb der für Gebietsplanungen bezeichneten Perimeter liegen.

Darstellung in der 		
Richtplankarte

Perimeter Gebietsplanungen
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Nr. Geplante
Einzelvorhaben 

Stand
Gebietsplanung

KoordinationsbedarfBeteiligteGebiet, Gemeinde

1 ETH Hönggerberg,
Zürich

Bund,
Stadt Zürich

abgeschlossen,
Masterplan vorliegend 

Bildung, Forschung,
Wohnen, Dienstleistungen 
(Campusbildung),
Kongresswesen, 
ökologischer 
Vernetzungskorridor

–

4 Kasernenareal, 
Zürich

Kanton Zürich,
Stadt Zürich,
Private

abgeschlossen, 
Masterplan vorliegend

Bildung, Kultur

6 Sihlquai,
Zürich

Kanton Zürich,
Stadt Zürich

abgeschlossen; 
Handlungsprogramm 
vorliegend

Bildung, Kultur

8 Wassersportzentrum 
Tiefenbrunnen,
Zürich

Kanton Zürich,
Stadt Zürich,
SBB,
Private

abgeschlossen; 
Masterplan vorliegend

Kultur, Sicherheit, 
Freizeit, Landschaft, 
Verkehrserschliessung, 
Güterumschlag

Pt. 6.5.2 Nr. 7

3 Hochschulgebiet
Zürich-Zentrum,
Zürich

Bund,
Kanton Zürich,
Stadt Zürich,
Private,
Stiftung Kunsthaus

Masterplan 2014 
vorliegend;
Standort USZ bestätigt

Neugestaltung und 
Konzentration Kultur-, 
Bildungs-, Forschungs- und 
Gesundheitseinrichtungen; 
Weiterentwicklung 
universitäre Medizin

–

5 Lengg,
Zürich

Kanton Zürich,
Stadt Zürich

abgeschlossen, 
Masterplan vorliegend

Konzentration/Erweiterung
Gesundheit und Forschung, 
Verkehrserschliessung

–

9 Bildungsstandort 
Wädenswil 2.0,
Wädenswil

Kanton Zürich,
Stadt Wädenswil

abgeschlossen;
Entwicklungsperspektive 
vorliegend

Bildung, 
Verkehrserschliessung 

11 Bildungs- und 
Forschungszentrum 
Agrovet-Strickhof, 
Lindau-Eschikon

Bund,
Kanton Zürich,
Gemeinde Lindau

abgeschlossen;
Machbarkeitsstudie 
vorliegend

Bildung und Forschung,
Verkehrserschliessung

Pt. 6.3.2 a) Nr. 3
Pt. 6.3.2 b) Nr. 12

10 Nationaler
Innovationspark
Standort Zürich, 
ziviler Flugplatz für 
Forschungs-, Test- und 
Werkflüge Dübendorf, 
Bundeseinrichtungen

Bund, 
Kanton Zürich, 
Planungsregion 
Glattal, 
Stadt Dübendorf, 
Gemeinden 
Volketswil und 
Wangen-Brüttisellen

abgeschlossen,
Synthesebericht mit 
Zielbild 2050 vorliegend

Bildung, Forschung und 
Entwicklung, Wohnen, 
Dienstleistungen, 
Kongresswesen, 
Verkehrserschliessung, 
Luftverkehr, 
Parknutzung, 
Erholung

–

7 Universität Zürich-Irchel, 
Zürich

Kanton Zürich,
Stadt Zürich

abgeschlossen; 
Masterplan vorliegend

Bildung, Forschung, Wohnen, 
Dienstleistungen (Campus-
bildung), Landschaft, 
Erweiterung Staatsarchiv 

12 Hochschulstandort 
Winterthur,
Winterthur

Kanton Zürich,
Stadt Winterthur

in Bearbeitung Bildung, Kultur, 
Verkehrserschliessung; 
Entwicklung der drei 
Standorte Sulzer-Areal, 
Technikumstrasse und 
St. Georgen zu einem 
Campus

–

–

–

–
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Nr. Geplante
Einzelvorhaben 

Stand
Gebietsplanung

KoordinationsbedarfBeteiligteGebiet, Gemeinde

13 Psychiatrische 
Universitätsklinik 
Zürich, 
Rheinau

Kanton Zürich abgeschlossen; 
Masterplan vorliegend

Gesundheit, Sicherheit

14 Kantonsspital 
Winterthur, 
Winterthur

Kanton Zürich,
Stadt Winterthur

abgeschlossen; 
Masterplan vorliegend

Gesundheit, 
Verkehrserschliessung, 
Anbindung an den 
Hauptbahnhof Winterthur

–

–
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Gebietsplanungen
1:300000

Abb. 6.1

fachübergreifende Gebietsplanung bestehend
fachübergreifende Gebietsplanung geplant
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6.1.3	 Massnahmen
a) Kanton
Der Kanton erarbeitet im Sinne der gesetzlichen Planungspflicht (vgl. Art. 2 RPV) fachspe-
zifische Grundlagen (Fachplanungen). Er zeigt darin die strategischen Ziele sowie die ent-
sprechenden Raumbedürfnisse auf, legt die verkehrlichen und städtebaulichen Auswirkun-
gen dar und macht Aussagen über deren langfristige Entwicklung. Er prüft periodisch, ob 
die bestehenden Bauten und Anlagen durch organisatorische oder bauliche Massnahmen 
besser genutzt werden können. Er führt eine Übersicht der kantonalen Liegenschaften 
und prüft, inwiefern die vorhandenen Potenziale für die Ansiedlung öffentlicher Bauten 
und Anlagen genutzt werden können. Bei Renovationen und Ausbauten eigener Liegen-
schaften sowie bei Neubauten orientiert er sich am Ziel der Klimaneutralität, nutzt das Po- 
tenzial der Photovoltaik und beachtet die Auswirkungen auf das Lokalklima (vgl. Pt. 2.1.1 d). 
Bei Fragen im Umgang mit nicht mehr benutzten öffentlichen Bauten und Anlagen koordiniert 
er die Zusammenarbeit zwischen Kanton, Gemeinden und Regionen.

Der Kanton bezeichnet im Rahmen eines kontinuierlichen und fachübergreifenden Austausches 
frühzeitig die richtplanrelevanten Vorhaben. Er weist die zusätzliche Nutzfläche des Vorhabens 
sowie dessen verkehrliche und städtebauliche Auswirkungen aus und leistet wo nötig einen 
Beitrag zur Freiraumversorgung. Bei Standortentscheiden trägt er der erwünschten räumlichen 
Entwicklung Rechnung (vgl. Pte.1 und 6.1.1) und achtet auf eine der Nutzung angemessene Er-
schliessung durch den öffentlichen Verkehr. Dabei beachtet er auch die regionalen und kommu- 
nalen Gesamtkonzepte.

Der Kanton erarbeitet in Zusammenarbeit mit den Gemeinden fachübergreifende Gebietspla-
nungen. Er macht Aussagen über Entwicklungspotenziale, Auswirkungen sowie den nötigen 
Koordinationsbedarf im jeweiligen Gebiet und legt die entsprechenden Eckwerte im kantonalen 
Richtplan fest.

b) Regionen
Vorhaben von regionaler Bedeutung sind in den regionalen Richtplänen zu bezeichnen.

c) Gemeinden
Die Gemeinden stimmen Standortentscheide für öffentliche Bauten und Anlagen mit der kan-
tonalen und der regionalen Richtplanung sowie mit der Planung der Zweckverbände ab und 
geben die anstehenden Vorhaben frühzeitig bekannt. Im Falle einer Umnutzung nicht mehr 
benötigter öffentlicher Bauten und Anlagen klärt die Gemeinde in Zusammenarbeit mit dem 
Kanton die Möglichkeiten zukünftiger Nutzungen.

Die Gemeinden bezeichnen die für öffentliche Bauten und Anlagen erforderlichen Flächen im 
Rahmen der kommunalen Nutzungsplanung (vgl. § 60 PBG). Sie erstatten der kantonalen Ge-
nehmigungsbehörde Bericht über die geeignete Lokalisierung von Zonen für öffentliche Bauten 
und Anlagen sowie über eine entsprechende Verkehrsplanung in deren Umfeld (vgl. Art. 47 RPV).

Aufgaben des Kantons

Aufgaben der Regionen

Aufgaben der Gemeinden
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